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204. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Wiener
Übereinkommens zum Schutz der Ozonschicht

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Wiener Übereinkommen zum Schutz der Ozon-
schicht (BGBl. Nr. 596/1988, letzte Kundmachung
des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 187/1991) hinter-
legt:

Staaten:

Algerien
Antigua und Barbuda
Barbados
Botsuana
Costa Rica
El Salvador
Guinea
Indien
Indonesien
Israel
Republik Korea
Kuba
Kuwait
Malawi
Mauritius
Niger
Pakistan
Papua-Neuguinea
Philippinen
Rumänien
Samoa
Seychellen
Simbabwe
St. Kitts und Nevis
Sudan
Swasiland
Togo
Türkei
Zypern

Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw.

Beitrittsurkunde:

20. Oktober 1992
3. Dezember 1992

16. Oktober 1992
4. Dezember 1991

30. Juli 1991
2. Oktober 1992

25. Juni 1992
18. März 1991
26. Juni 1992
30. Juni 1992
27. Februar 1992
14. Juli 1992
23. November 1992

9. Jänner 1991
18. August 1992
9. Oktober 1992

18. Dezember 1992
27. Oktober 1992
17. Juli 1991
27. Jänner 1993
21. Dezember 1992

6. Jänner 1993
3. November 1992

10. August 1992
29. Jänner 1993
10. November 1992
25. Februar 1991
20. September 1991
28. Mai 1992

Weiteren Mitteilungen des Generalsekretärs
zufolge, haben folgende Staaten erklärt, sich auch
weiterhin an dieses Übereinkommen gebunden zu
erachten:

Kroatien mit Wirksamkeit vom 8. Oktober 1991
Slowenien mit Wirksamkeit vom 25. Juni 1992

Das Datum der Hinterlegung der Ratifikations-
urkunde durch Argentinien*) wird auf 18. Jänner
1990 berichtigt.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 187/1991

Vranitzky

205. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Montrealer
Protokolls über Stoffe, die zu einem Abbau der

Ozonschicht führen
Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der

Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Montrealer Protokoll über Stoffe, die zu einem
Abbau der Ozonschicht führen (BGBl. Nr. 283/
1989 idF 109/1991, letzte Kundmachung des
Geltungsbereichs BGBl. Nr. 188/1991) hinterlegt:

Staaten :
Algerien
Antigua und Barbuda
Argentinien
Bangladesch
Barbados
Botsuana
China
Costa Rica
El Salvador
Guinea
Indien
Indonesien
Israel
Jugoslawien
Republik Korea

Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw.
Beitrittsurkunde:

20. Oktober 1992
3. Dezember 1992

18. September 1990
2. August 1990

16. Oktober 1992
4. Dezember 1991

14. Juni 1991
30. Juli 1991

2. Oktober 1992
25. Juni 1992
19. Juni 1992
26. Juni 1992
30. Juni 1992

3. Jänner 1991
27. Februar 1992

28 136
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Staaten :

Kuba
Kuwait
Malawi
Mauritius
Niger
Pakistan
Papua-Neuguinea
Philippinen
Rumänien
Samoa
Seychellen
Simbabwe
St. Kitts und Nevis
Sudan
Swasiland
Togo

Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw.
Beitrittsurkunde:

14. Juli 1992
23. November 1992
9. Jänner 1991

18. August 1992
9. Oktober 1992

18. Dezember 1992
27. Oktober 1992
17. Juli 1991
27. Jänner 1993
21. Dezember 1992
6. Jänner 1993
3. November 1992

10. August 1992
29. Jänner 1993
10. November 1992
25. Februar 1991

Staaten:

Türkei
Uruguay
Zypern

Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw.
Beitrittsurkunde :

20. September 1991
8. Jänner 1991

28. Mai 1992

Weiteren Mitteilungen des Generalsekretärs
zufolge, haben folgende Staaten erklärt, sich
weiterhin an dieses Protokoll gebunden zu erach-
ten:

Kroatien mit Wirksamkeit vom 8. Oktober 1991
Slowenien mit Wirksamkeit vom 25. Juni 1992

Dänemark hat am 20. Dezember 1991 den
Geltungsbereich des Protokolls auf Grönland
ausgedehnt und hinsichtlich der Anwendung auf die
Färöer Inseln einen Vorbehalt erklärt.

Vranitzky

206.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

ÄNDERUNG DES MONT-
REALER PROTOKOLLS
ÜBER STOFFE, DIE ZU
EINEM ABBAU DER
OZONSCHICHT FÜHREN

Artikel 1 : Änderung

A. Präambelabsätze

1. Der 6. Präambelabsatz des
Protokolls *) wird durch folgen-
den Wortlaut ersetzt:

ENTSCHLOSSEN, die Ozon-
schicht durch Vorsorgemaßnah-
men zur ausgewogenen Regelung
der gesamten weltweiten Emissio-
nen von Stoffen, die zu einem
Abbau der Ozonschicht führen,
zu schützen, mit dem Endziel,
diese Stoffe auf der Grundlage
der Entwicklung wissenschaftli-
cher Kenntnisse zu beseitigen,
wobei technische und wirtschaftli-
che Erwägungen sowie die Ent-
wicklungsbedürfnisse der Ent-
wicklungsländer zu berücksichti-
gen sind,

2. Der 7. Präambelabsatz des
Protokolls wird durch folgenden
Wortlaut ersetzt:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 283/
1989 idF 109/1991
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IN DER ERKENNTNIS, daß
besondere Vorkehrungen zur
Deckung des Bedarfs der Ent-
wicklungsländer notwendig sind,
einschließlich der Bereitstellung
zusätzlicher finanzieller Mittel
und des Zugangs zu einschlägigen
Technologien, wobei zu berück-
sichtigen ist, daß sich der Umfang
der erforderlichen Mittel vorher-
sehen läßt und daß die Mittel die
internationalen Möglichkeiten
zur Behandlung des wissenschaft-
lich belegten Problems des Ozon-
abbaus und seiner schädlichen
Auswirkungen erheblich verän-
dern können,

3. Der 9. Präambelabsatz des
Protokolls wird durch folgenden
Wortlaut ersetzt:

ANGESICHTS der Bedeutung
der Förderung der internationalen
Zusammenarbeit bei der Erfor-
schung, Entwicklung und Weiter-
gabe alternativer Technologien im
Zusammenhang mit der Regelung
und Verminderung der Emissio-
nen von Stoffen, die zu einem
Abbau der Ozonschicht führen,
wobei die Bedürfnisse der Ent-
wicklungländer besonders zu be-
rücksichtigen sind,

B. Artikel 1 :
Begriffsbestimmungen

1. Nummer 4 des Artikels 1 des
Protokolls wird durch folgenden
Wortlaut ersetzt:

4. Bedeutet „geregelter Stoff"
einen in Anlage A oder in Anlage
B zu dem Protokoll aufgeführten
Stoff, gleichviel ob er allein oder
in einem Gemisch vorkommt. Der
Ausdruck umfaßt die Isomere
eines solchen Stoffes, sofern in der
betreffenden Anlage nichts ande-
res bestimmt ist, nicht jedoch
einen geregelten Stoff oder ein
Gemisch, soweit sie in einem
hergestellten Erzeugnis mit Aus-
nahme von Behältern für den
Transport oder die Lagerung
dieser Stoffe enthalten sind;

2. Nummer 5 des Artikels 1 des
Protokolls wird durch folgenden
Wortlaut ersetzt:

5. Bedeutet „Produktion" die
Menge der erzeugten geregelten
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Stoffe abzüglich der Menge, die
durch von den Vertragsparteien
zu genehmigende Verfahren ver-
nichtet worden ist, und abzüglich
der Menge, die zur Gänze als
Ausgangsmaterial zur Herstellung
anderer Chemikalien verwendet
worden ist. Die wiederverwertete
und wiederverwendete Menge ist
nicht als „Produktion" anzuse-
hen.

3. Artikel 1 des Protokolls wird
folgender Wortlaut angefügt:

9. Bedeutet „Übergangsstoff"
einen in Anlage C zu dem
Protokoll aufgeführten Stoff,
gleichviel ob er allein oder in
einem Gemisch vorkommt. Der
Ausdruck umfaßt die Isomere
eines solchen Stoffes, sofern in
Anlage C nichts anderes bestimmt
ist, nicht jedoch einen Über-
gangsstoff oder ein Gemisch,
soweit sie in einem hergestellten
Erzeugnis mit Ausnahme von
Behältern für den Transport oder
die Lagerung dieser Stoffe enthal-
ten sind.

C. Artikel 2 Absatz 5

Absatz 5 des Artikels 2 des
Protokolls wird durch folgenden
Absatz ersetzt:

(5) Jede Vertragspartei kann
für einen oder mehrere Rege-
lungszeiträume einen beliebigen
Teil des in den Artikeln 2A bis 2E
festgelegten berechneten Um-
fangs ihrer Produktion auf eine
andere Vertragspartei übertragen,
sofern der gesamte berechnete
Umfang der zusammengefaßten
Produktion der betreffenden Ver-
tragsparteien für jede Gruppe
geregelter Stoffe die in den
genannten Artikeln für diese
Gruppe festgelegten Produktions-
grenzen nicht übersteigt. Eine
solche Übertragung der Produk-
tion wird dem Sekretariat von
jeder der betroffenen Vertrags-
parteien unter Angabe der Bedin-
gungen der Übertragung und des
Zeitraumes, für den sie gelten soll,
notifiziert.

D. Artikel 2 Absatz 6

In Artikel 2 Absatz 6 des Proto-
kolls werden nach den Worten
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„geregelter Stoffe" folgende
Worte eingefügt:

In Anlage A oder Anlage B

E. Artikel 2 Absatz 8 Buchstabe a

In Artikel 2 Absatz 8 Buch-
stabe a des Protokolls werden
nach den Worten „dieses Arti-
kels" beziehungsweise „diesem
Artikel" folgende Worte einge-
fügt:

und der Artikel 2A bis 2E

beziehungsweise

und den Artikeln 2A bis 2E

F. Artikel 2 Absatz 9 Buchstabe a
Ziffer i

In Artikel 2 Absatz 9 Buch-
stabe a Ziffer i des Protokolls
werden nach „Anlage A" fol-
gende Worte eingefügt:

und/oder Anlage B

G. Artikel 2 Absatz 9 Buchstabe a
Ziffer ii

In Artikel 2 Absatz 9 Buch-
stabe a Ziffer ii des Protokolls
werden folgende Worte gestri-
chen:

gegenüber dem Umfang von
1986

H. Artikel 2 Absatz 9 Buchstabe c

In Artikel 2 Absatz 9 Buch-
stabe c des Protokolls werden
folgende Worte gestrichen:

die mindestens 50 vH des ge-
samten Verbrauchs der Vertrags-
parteien an geregelten Stoffen
vertritt

und durch folgenden Wortlaut
ersetzt:

die eine Mehrheit der in Arti-
kel 5 Absatz 1 bezeichneten an-
wesenden und abstimmenden
Vertragsparteien und eine Mehr-
heit der nicht in jenem Artikel be-
zeichneten anwesenden und ab-
stimmenden Vertragsparteien ver-
tritt.

I. Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe b

Absatz 10 Buchstabe b des
Artikels 2 des Protokolls wird
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gestrichen, und Absatz 10 Buch-
stabe a des Artikels 2 wird
Absatz 10.

J. Artikel 2 Absatz 11

In Artikel 2 Absatz 11 des Pro-
tokolls werden nach den Worten
„dieses Artikels" beziehungsweise
„diesem Artikel" folgende Worte
eingefügt:

und der Artikel 2A bis 2E

beziehungsweise

und den Artikeln 2A bis 2E

K. Artikel 2C: Sonstige
vollständig halogenierte FCKW

Folgende Absätze werden als
Artikel 2C in das Protokoll einge-
fügt:

Artikel 2C: Sonstige vollständig
halogenierte FCKW

(1) Jede Vertragspartei sorgt
dafür, daß während des Zeitraums
von zwölf Monaten, der am
1. Jänner 1993 beginnt, und in
jedem Zwölfmonatszeitraum da-
nach der berechnete Umfang ihres
Verbrauchs der geregelten Stoffe
in Gruppe I der Anlage B jährlich
80 vH desjenigen von 1989 nicht
übersteigt. Jede Vertragspartei,
die einen oder mehrere dieser
Stoffe herstellt, sorgt während
derselben Zeiträume dafür, daß
der berechnete Umfang ihrer
Produktion dieser Stoffe jährlich
80 vH desjenigen von 1989 nicht
übersteigt. Zur Befriedigung der
grundlegenden nationalen Be-
dürfnisse der in Artikel 5 Absatz 1
bezeichneten Vertragsparteien
kann jedoch der berechnete Um-
fang ihrer Produktion diese
Grenze um bis zu 10 vH desjeni-
gen von 1989 übersteigen.

(2) Jede Vertragspartei sorgt
dafür, daß während des Zeitraums
von zwölf Monaten, der am
1. Jänner 1997 beginnt, und in
jedem Zwölfmonatszeitraum da-
nach der berechnete Umfang ihres
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Verbrauchs der geregelten Stoffe
in Gruppe I der Anlage B jährlich
15 vH desjenigen von 1989 nicht
übersteigt. Jede Vertragspartei,
die einen oder mehrere dieser
Stoffe herstellt, sorgt während
derselben Zeiträume dafür, daß
der berechnete Umfang ihrer
Produktion dieser Stoffe jährlich
15 vH desjenigen von 1989 nicht
übersteigt. Zur Befriedigung der
grundlegenden nationalen Be-
dürfnisse der in Artikel 5 Absatz 1
bezeichneten Vertragsparteien
kann jedoch der berechnete Um-
fang ihrer Produktion diese
Grenze um bis zu 10 vH desjeni-
gen von 1989 übersteigen.

(3) Jede Vertragspartei sorgt
dafür, daß während des Zeitraums
von zwölf Monaten, der am
1.Jänner 2000 beginnt, und in
jedem Zwölfmontaszeitraum da-
nach der berechnete Umfang ihres
Verbrauchs der geregelten Stoffe
in Gruppe I der Anlage B Null
nicht übersteigt. Jede Vertrags-
partei, die einen oder mehrere
dieser Stoffe herstellt, sorgt wäh-
rend derselben Zeiträume dafür,
daß der berechnete Umfang ihrer
Produktion dieser Stoffe Null
nicht übersteigt. Zur Befriedigung
der grundlegenden nationalen Be-
dürfnisse der in Artikel 5 Absatz 1
bezeichneten Vertragsparteien
kann jedoch der berechnete Um-
fang ihrer Produktion diese
Grenze um bis zu 15 vH desjeni-
gen von 1989 übersteigen.

L. Artikel 2D:
Tetrachlorkohlenstoff

Folgende Absätze werden als
Artikel 2D in das Protokoll einge-
fügt:

Artikel 2D:
Tetrachlorkohlenstoff

(1) Jede Vertragspartei sorgt
dafür, daß während des Zeitraums
von zwölf Monaten, der am
1. Jänner 1995 beginnt, und in
jedem Zwölfmonatszeitraum da-
nach der berechnete Umfang ihres
Verbrauchs des geregelten Stoffes
in Gruppe II der Anlage B jährlich
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15 vH desjenigen von 1989 nicht
übersteigt. Jede Vertragspartei,
die diesen Stoff herstellt, sorgt
während derselben Zeiträume da-
für, daß der berechnete Umfang
ihrer Produktion dieses Stoffes
jährlich 15 vH desjenigen von
1989 nicht übersteigt. Zur Befrie-
digung der grundlegenden natio-
nalen Bedürfnisse der in Artikel 5
Absatz 1 bezeichneten Vertrags-
parteien kann jedoch der berech-
nete Umfang ihrer Produktion
diese Grenze um bis zu 10 vH
desjenigen von 1989 übersteigen.

(2) Jede Vertragspartei sorgt
dafür, daß während des Zeitraums
von zwölf Monaten, der am 1.
Jänner 2000 beginnt, und in jedem
Zwölfmonatszeitraum danach der
berechnete Umfang ihres Ver-
brauchs des geregelten Stoffes in
Gruppe II der Anlage B Null nicht
übersteigt. Jede Vertragspartei,
die diesen Stoff herstellt, sorgt
während derselben Zeiträume da-
für, daß der berechnete Umfang
ihrer Produktion dieses Stoffes
Null nicht übersteigt. Zur Befrie-
digung der grundlegenden natio-
nalen Bedürfnisse der in Artikel 5
Absatz 1 bezeichneten Vertrags-
parteien kann jedoch der berech-
nete Umfang ihrer Produktion
diese Grenze um bis zu. 15 vH
desjenigen von 1989 übersteigen.

M. Artikel 2E: 1,1,1-Trichlor-
ethan (Methylchloroform)

Folgende Absätze werden als
Artikel 2E in das Protokoll einge-
fügt:

Artikel 2E: 1,1,1-Trichlorethan
(Methylchloroform)

(1) Jede Vertragspartei sorgt
dafür, daß während des Zeitraums
von zwölf Monaten, der am
1. Jänner 1993 beginnt, und in
jedem Zwölfmonatszeitraum da-
nach der berechnete Umfang ihres
Verbrauchs des geregelten Stoffes
in Gruppe III der Anlage B jähr-
lich denjenigen von 1989 nicht
übersteigt. Jede Vertragspartei,
die diesen Stoff herstellt, sorgt
während derselben Zeiträume da-
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für, daß der berechnete Umfang
ihrer Produktion dieses Stoffes
jährlich denjenigen von 1989
nicht übersteigt. Zur Befriedigung
der grundlegenden nationalen Be-
dürfnisse der in Artikel 5 Absatz 1
bezeichneten Vertragsparteien
kann jedoch der berechnete Um-
fang ihrer Produktion diese
Grenze um bis zu 10 vH desjeni-
gen von 1989 übersteigen.

(2) Jede Vertragspartei sorgt
dafür, daß während des Zeitraums
von zwölf Monaten, der am
I.Jänner 1995 beginnt, und in
jedem Zwölfmonatszeitraum da-
nach der berechnete Umfang ihres
Verbrauchs des geregelten Stoffes
in Gruppe III der Anlage B jähr-
lich 70 vH desjenigen von 1989
nicht übersteigt. Jede Vertrags-
partei, die diesen Stoff herstellt,
sorgt während derselben Zeit-
räume dafür, daß der berechnete
Umfang ihrer Produktion dieses
Stoffes jährlich 70 vH desjenigen
von 1989 nicht übersteigt. Zur
Befriedigung der grundlegenden
nationalen Bedürfnisse der in
Artikel 5 Absatz 1 bezeichneten
Vertragsparteien kann jedoch der
berechnete Umfang ihrer Produk-
tion diese Grenze um bis zu 10 vH
desjenigen von 1989 übersteigen.

(3) Jede Vertragspartei sorgt
dafür, daß während des Zeitraums
von zwölf Monaten, der am
1. Jänner 2000 beginnt, und in
jedem Zwölfmonatszeitraum da-
nach der berechnete Umfang ihres
Verbrauchs des geregelten Stoffes
in Gruppe III der Anlage B jähr-
lich 30 vH desjenigen von 1989
nicht übersteigt. Jede Vertrags-
partei, die diesen Stoff herstellt,
sorgt während derselben Zeit-
räume dafür, daß der berechnete
Umfang ihrer Produktion dieses
Stoffes jährlich 30 vH desjenigen
von 1989 nicht übersteigt. Zur
Befriedigung der grundlegenden
nationalen Bedürfnisse der in
Artikel 5 Absatz 1 bezeichneten
Vertragsparteien kann jedoch der
berechnete Umfang ihrer Produk-
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tion diese Grenze um bis zu 10 vH
desjenigen von 1989 übersteigen.

(4) Jede Vertragspartei sorgt
dafür, daß während des Zeitraums
von zwölf Monaten, der am
1. Jänner 2005 beginnt, und in
jedem Zwölfmonatszeitraum da-
nach der berechnete Umfang ihres
Verbrauchs des geregelten Stoffes
in Gruppe III der Anlage B Null
nicht übersteigt. Jede Vertrags-
partei, die diesen Stoff herstellt,
sorgt während derselben Zeit-
räume dafür, daß der berechnete
Umfang ihrer Produktion dieses
Stoffes Null nicht übersteigt. Zur
Befriedigung der grundlegenden
nationalen Bedürfnisse der in
Artikel 5 Absatz 1 bezeichneten
Vertragsparteien kann jedoch der
berechnete Umfang ihrer Produk-
tion diese Grenze um bis zu 15 vH
desjenigen von 1989 übersteigen.

(5) Die Vertragsparteien wer-
den 1992 die Möglichkeit der
Einführung eines strafferen Ver-
minderungszeitplans als in diesem
Artikel festgelegt prüfen.

N. Artikel 3 : Berechnung der
Grundlagen für Regelungen

1. In Artikel 3 des Protokolls
wird nach „Artikel 2" folgender
Wortlaut eingefügt:

2A bis 2E

2. In Artikel 3 des Protokolls
werden nach „Anlage A" jedes-
mal, wenn dieser Ausdruck vor-
kommt, folgende Worte einge-
fügt:

oder Anlage B

O. Artikel 4: Regelung des Han-
dels mit Nichtvertragsparteien

1. Die Absätze 1 bis 5 des
Artikels 4 werden durch folgende
Absätze ersetzt:

(1) Mit Wirkung vom 1. Jänner
1990 verbietet jede Vertragspartei
die Einfuhr der geregelten Stoffe
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in Anlage A aus jedem Staat, der
nicht Vertragspartei des Proto-
kolls ist.

(1bis) Innerhalb eines Jahres
nach Inkrafttreten dieses Absatzes
verbietet jede Vertragspartei die
Einfuhr der geregelten Stoffe in
Anlage B aus jedem Staat, der
nicht Vertragspartei des Proto-
kolls ist.

(2) Mit Wirkung vom 1. Jänner
1993 verbietet jede Vertragspartei
die Ausfuhr aller geregelten Stoffe
in Anlage A in jeden Staat, der
nicht Vertragspartei des Proto-
kolls ist.

(2bis) Vom Ablauf eines Jahres
nach Inkrafttreten dieses Absatzes
an verbietet jede Vertragspartei
die Ausfuhr aller geregelten Stoffe
in Anlage B in jeden Staat, der
nicht Vertragspartei des Proto-
kolls ist.

(3) Bis zum 1. Jänner 1992
erarbeiten die Vertragsparteien
nach den in Artikel 10 des Über-
einkommens vorgesehenen Ver-
fahren in einer Anlage eine Liste
der Erzeugnisse, die geregelte
Stoffe in Anlage A enthalten.
Vertragsparteien, die gegen die
Anlage nicht Einspruch nach
diesen Verfahren eingelegt haben,
verbieten innerhalb eines Jahres
nach Inkrafttreten der Anlage die
Einfuhr dieser Erzeugnisse aus
Staaten, die nicht Vertragspar-
teien des Protokolls sind.

(3bis) Innerhalb von drei Jahren
nach Inkrafttreten dieses Absatzes
erarbeiten die Vertragsparteien
nach den in Artikel 10 des Über-
einkommens vorgesehenen Ver-
fahren in einer Anlage eine Liste
der Erzeugnisse, die geregelte
Stoffe in Analge B enthalten.
Vertragsparteien, die gegen die
Anlage nicht Einspruch nach
diesen Verfahren eingelegt haben,
verbieten innerhalb eines Jahres
nach Inkrafttreten der Anlage die
Einfuhr dieser Erzeugnisse aus
Staaten, die nicht Vertragspar-
teien des Protokolls sind.

(4) Bis zum 1. Jänner 1994
befinden die Vertragsparteien
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darüber, ob es durchführbar ist,
die Einfuhr von Erzeugnissen, die
mit geregelten Stoffen in An-
lage A hergestellt werden, jedoch
keine geregelten Stoffe in An-
lage A enthalten, aus Staaten, die
nicht Vertragsparteien des Proto-
kolls sind, zu verbieten oder zu
beschränken. Wenn dies für
durchführbar befunden wird, er-
arbeiten die Vertragsparteien
nach den in Artikel 10 des Über-
einkommens vorgesehenen Ver-
fahren in einer Anlage eine Liste
solcher Erzeugnisse. Vertragspar-
teien, die gegen die Anlage nicht
Einspruch nach diesen Verfahren
eingelegt haben, verbieten oder
beschränken innerhalb eines
Jahres nach Inkrafttreten der
Anlage die Einfuhr dieser Erzeug-
nisse aus Staaten, die nicht Ver-
tragsparteien des Protokolls sind.

(4bis) Innerhalb von fünf
Jahren nach Inkrafttreten dieses
Absatzes befinden die Vertrags-
parteien darüber, ob es durch-
führbar ist, die Einfuhr von
Erzeugnissen, die mit geregelten
Stoffen in Anlage B hergestellt
werden, jedoch keine geregelten
Stoffe in Anlage B enthalten, aus
Staaten, die nicht Vertragspar-
teien des Protokolls sind, zu
verbieten oder zu beschränken.
Wenn dies für durchführbar be-
funden wird, erarbeiten die Ver-
tragsparteien nach den in Arti-
kel 10 des Übereinkommens vor-
gesehenen Verfahren in einer
Anlage eine Liste solcher Erzeug-
nisse. Vertragsparteien, die gegen
die Anlage nicht Einspruch nach
diesen Verfahren eingelegt haben,
verbieten oder beschränken inner-
halb eines Jahres nach Inkrafttre-
ten der Anlage die Einfuhr dieser
Erzeugnisse aus Staaten, die nicht
Vertragsparteien des Protokolls
sind.

(5) Jede Vertragspartei wird
nach besten Kräften bestrebt sein,
der Ausfuhr von Technologie zur
Herstellung und Verwendung ge-
regelter Stoffe in Staaten, die
nicht Vertragsparteien des Proto-
kolls sind, entgegenzuwirken.

2. Absatz 8 des Artikels 4 des
Protokolls wird durch folgenden
Absatz ersetzt:
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(8) Ungeachtet der Bestimmun-
gen dieses Artikels können die in
den Absätzen 1, Ibis, 3, 3bis, 4
und 4bis bezeichneten Einfuhren
aus jedem Staat, der nicht Ver-
tragspartei des Protokolls ist, und
die in den Absätzen 2 und 2bis
bezeichneten Ausfuhren in jeden
Staat, der nicht Vertragspartei des
Protokolls ist, erlaubt werden,
wenn eine Tagung der Vertrags-
parteien feststellt, daß der betref-
fende Staat den Artikel 2, die
Artikel 2A bis 2E und den vorlie-
genden Artikel voll einhält und
diesbezügliche Daten nach Arti-
kel 7 vorgelegt hat.

3. Artikel 4 des Protokolls wird
folgender Absatz als Absatz 9 an-
gefügt:

(9) Im Sinne dieses Artikels
umfaßt der Begriff „Staat, der
nicht Vertragspartei des Proto-
kolls ist" im Hinblick auf einen
bestimmten geregelten Stoff einen
Staat oder eine Organisation der
regionalen Wirtschaftsintegra-
tion, die nicht zugestimmt haben,
durch die Regelungsmaßnahmen
für diesen Stoff gebunden zu sein.

P. Artikel 5 : Besondere Lage der
Entwicklungsländer

Artikel 5 des Protokolls wird
durch folgenden Wortlaut ersetzt:

(1) Jede Vertragspartei, die ein
Entwicklungsland ist und deren
jährlicher berechneter Umfang
des Verbrauchs der geregelten
Stoffe in Anlage A am Tag des
Inkrafttretens dieses Protokolls
für diese Vertragspartei oder zu
irgendeiner Zeit danach bis zum
1. Jänner 1999 unter 0,3 kg pro
Kopf liegt, kann die Erfüllung der
in den Artikeln 2A bis 2E vorgese-
henen Regelungsmaßnahmen um
zehn Jahre verschieben, um ihre
grundlegenden nationalen Be-
dürfnisse zu decken.

(2) Eine in Absatz 1 bezeich-
nete Vertragspartei darf jedoch
weder einen jährlichen berechne-
ten Umfang des Verbrauchs der
geregelten Stoffe in Anlage A von
0,3 kg pro Kopf noch einen
jährlichen berechneten Umfang
des Verbrauchs der geregelten
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Stoffe in Anlage B von 0,2 kg pro
Kopf überschreiten.

(3) Bei der Durchführung der
in den Artikeln 2A bis 2E
festgelegten Regelungsmaßnah-
men hat jede in Absatz 1 bezeich-
nete Vertragspartei das Recht,

a) für geregelte Stoffe nach
Anlage A entweder den
Durchschnitt des jährlichen
berechneten Umfangs ihres
Verbrauchs von 1995 bis
1997 oder einen berechne-
ten Umfang des Verbrauchs
von 0,3 kg pro Kopf als
Grundlage für die Feststel-
lung der Einhaltung der
Regelungsmaßnahmen zu
benutzen, wenn dieser Wert
niedriger ist;

b) für geregelte Stoffe nach
Anlage B den Durchschnitt
des jährlichen berechneten
Umfangs ihres Verbrauchs
von 1998 bis 2000 oder
einen berechneten Umfang
des Verbrauchs von 0,2 kg
pro Kopf als Grundlage für
die Feststellung der Einhal-
tung der Regelungsmaß-
nahmen zu benutzen, wenn
dieser Wert niedriger ist.

(4) Sieht sich eine in Absatz 1
bezeichnete Vertragspartei zu ir-
gendeiner Zeit, bevor die in den
Artikeln 2A bis 2E bezeichneten
Verpflichtungen hinsichtlich der
Regelungsmaßnahmen auf sie An-
wendung finden, nicht in der
Lage, eine ausreichende Versor-
gung mit geregelten Stoffen zu
erlangen, so kann sie dies dem
Sekretariat notifizieren. Das Se-
kretariat übermittelt eine Kopie
dieser Notifikation umgehend
den Vertragsparteien; diese bera-
ten die Angelegenheit auf ihrer
nächsten Tagung und beschließen
angemessene Maßnahmen.

(5) Die Entwicklung der Fähig-
keit der in Absatz 1 bezeichneten
Vertragsparteien zur Erfüllung
ihrer Verpflichtungen, die in den
Artikeln 2A bis 2E bezeichneten
Regelungsmaßnahmen einzuhal-
ten, und die Umsetzung dieser
Maßnahmen durch diese Ver-
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tragsparteien sind abhängig von
der wirksamen Durchführung der
in Artikel 10 vorgesehenen finan-
ziellen Zusammenarbeit und der
in Artikel 10A vorgesehenen Wei-
tergabe von Technologie.

(6) Jede in Absatz 1 bezeich-
nete Vertragspartei kann dem
Sekretariat jederzeit schriftlich
notifizieren, daß sie, obwohl sie
alle durchführbaren Schritte un-
ternommen hat, auf Grund der
unzureichenden Durchführung
der Artikel 10 und 10A nicht in
der Lage ist, einzelne oder alle in
den Artikeln 2A bis 2E genannte
Verpflichtungen zu erfüllen. Das
Sekretariat übermittelt eine Kopie
der Notifikation umgehend den
Vertragsparteien; diese beraten
die Angelegenheit auf ihrer näch-
sten Tagung unter gebührender
Berücksichtigung des Absatzes 5
und beschließen angemessene
Maßnahmen.

(7) In der Zeit zwischen der
Notifikation und der Tagung der
Vertragsparteien, auf der die in
Absatz 6 bezeichneten angemes-
senen Maßnahmen beschlossen
werden sollen, oder während
eines weiteren Zeitraums, wenn
die Tagung der Vertragsparteien
dies beschließt, werden die in
Artikel 8 bezeichneten Verfahren
bei Nichteinhaltung gegen die
notifizierende Vertragspartei
nicht angewendet.

(8) Eine Tagung der Vertrags-
parteien überprüft spätestens 1995
die Lage der in Absatz 1 bezeich-
neten Vertragsparteien, ein-
schließlich der wirksamen Durch-
führung der finanziellen Zusam-
menarbeit und der Weitergabe
von Technologie an diese Ver-
tragsparteien, und beschließt die
für notwendig befundenen Revi-
sionen in bezug auf den für diese
Vertragsparteien geltenden Zeit-
plan für die Regelungsmaßnah-
men.

(9) Die Beschlüsse der Ver-
tragsparteien nach den Absätzen
4, 6 und 7 werden nach demselben
Verfahren gefaßt, das für die
Beschlußfassung nach Artikel 10
gilt.
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Q. Artikel 6 : Bewertung und
Überprüfung der Regelungs-

maßnahmen

In Artikel 6 des Protokolls
werden nach „Artikel 2" folgende
Worte eingefügt:

und den Artikeln 2A bis 2E

und werden nach „Regelungs-
maßnahmen" folgende Worte
eingefügt:

und die Lage im Hinblick auf
Produktion, Einfuhren und Aus-
fuhren von Übergangsstoffen in
Gruppe I der Anlage C

R. Artikel 7:
Datenberichterstattung

1. Artikel 7 des Protokolls wird
durch folgenden Wortlaut ersetzt:

(1) Jede Vertragspartei über-
mittelt dem Sekretariat innerhalb
von drei Monaten nach dem Tag,
an dem sie Vertragspartei wird,
statistische Daten über ihre Pro-
duktion, ihre Einfuhren und ihre
Ausfuhren jedes der geregelten
Stoffe in Anlage A für das Jahr
1986 oder, wenn solche Daten
nicht vorliegen, bestmögliche
Schätzungen.

(2) Jede Vertragspartei über-
mittelt dem Sekretariat spätestens
drei Monate nach dem Tag, an
dem die in dem Protokoll für die
Stoffe in Anlage B festgelegten
Bestimmungen für diese Vertrags-
partei in Kraft treten, statistische
Daten über ihre Produktion, ihre
Einfuhren und ihre Ausfuhren
jedes der geregelten Stoffe in
Anlage B und jedes der Über-
gangsstoffe in Gruppe I der
Anlage C für das Jahr 1989 oder,
wenn solche Daten nicht vorlie-
gen, bestmögliche Schätzungen.

(3) Jede Vertragspartei über-
mittelt dem Sekretariat statistische
Daten über ihre jährliche Produk-
tion (im Sinne des Artikels 1
Nummer 5) und gesondert über
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— Mengen, die als Ausgangsma-
terial zur Herstellung anderer
Stoffe verwendet wurden,

— Mengen, die durch von den
Vertragsparteien genehmigte
Verfahren vernichtet wurden,

— Einfuhren sowie Ausfuhren an
Vertragsparteien und Nicht-
vertragsparteien

in bezug auf jeden der in den
Anlagen A und B aufgeführten
geregelten Stoffe sowie auf die
Übergangsstoffe in Gruppe I der
Anlage C für das Jahr, in dem die
Bestimmungen betreffend die
Stoffe in Anlage B für diese
Vertragspartei in Kraft getreten
sind, sowie für jedes darauffol-
gende Jahr. Die Daten werden
spätestens neun Monate nach
Ablauf des Jahres übermittelt, auf
das sie sich beziehen.

(4) Für die in Artikel 2 Absatz 8
Buchstabe a bezeichneten Ver-
tragsparteien sind die Erforder-
nisse der Absätze 1, 2 und 3 des
vorliegenden Artikels im Hinblick
auf statistische Daten über Ein-
fuhren und Ausfuhren erfüllt,
wenn die betreffende Organisa-
tion der regionalen Wirtschaftsin-
tegration Daten über Einfuhren
und Ausfuhren zwischen der
Organisation und Staaten, die
nicht Mitglieder dieser Organisa-
tion sind, zur Verfügung stellt.

S. Artikel 9 : Forschung, Ent-
wicklung, öffentliches Bewußtsein

und Informationsaustausch

Absatz 1 Buchstabe a des Arti-
kels 9 des Protokolls wird durch
folgenden Wortlaut ersetzt:

a) geeignetste Technologien
zur Verbesserung der Ab-
schirmung, Rückgewin-
nung, Verwertung oder
Vernichtung von geregelten
Stoffen und Übergangsstof-
fen oder zur sonstigen Ver-
minderung der Emissionen
solcher Stoffe;

T. Artikel 10:
Finanzierungsmechanismus

Artikel 10 des Protokolls wird
durch folgenden Wortlaut ersetzt:
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Artikel 10:
Finanzierungsmechanismus

(1) Die Vertragsparteien legen
einen Mechanismus fest mit dem
Ziel, den in Artikel 5 Absatz 1
bezeichneten Vertragsparteien fi-
nanzielle und technische Zusam-
menarbeit einschließlich der Wei-
tergabe von Technologien zur
Verfügung zu stellen, um ihnen
die Einhaltung der in den Artikeln
2A bis 2E festgelegten Regelungs-
maßnahmen zu ermöglichen. Der
Mechanismus, der durch Beiträge
gespeist wird, die zusätzlich zu
anderen finanziellen Zuwendun-
gen an die in dem genannten
Absatz bezeichneten Vertragspar-
teien geleistet werden, dient zur
Deckung aller vereinbarten
Mehrkosten dieser Vertragspar-
teien, um ihnen die Einhaltung
der Regelungsmaßnahmen des
Protokolls zu ermöglichen. Eine
als Anhaltspunkt dienende Liste
der Kategorien von Mehrkosten
wird von der Tagung der Ver-
tragsparteien beschlossen.

(2) Der nach Absatz 1 festge-
legte Mechanismus umfaßt einen
Multilateralen Fonds. Er kann
auch andere Arten der multilate-
ralen, regionalen und bilateralen
Zusammenarbeit einschließen.

(3) Der Multilaterale Fonds hat
die Aufgabe,

a) die vereinbarten Mehrko-
sten durch Zuschüsse bezie-
hungsweise Darlehen zu
Vorzugsbedingungen nach
Kriterien, die von den Ver-
tragsparteien beschlossen
werden, zu decken;

b) die Tätigkeit einer Verrech-
nungsstelle zu finanzieren,
um

i) den in Artikel 5 Ab-
satz 1 bezeichneten
Vertragsparteien durch
landesspezifische Un-
tersuchungen und son-
stige technische Zusam-
menarbeit zu helfen,
ihre Bedürfnisse im
Hinblick auf die Zu-
sammenarbeit zu ermit-
teln;
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ii) die technische Zusam-
menarbeit zu erleich-
tern, um diesen ermit-
telten Bedürfnissen ge-
recht zu werden;

iii) nach Artikel 9 Informa-
tionen und einschlägige
Materialien zu vertei-
len, Arbeits- und Schu-
lungsseminare sowie
sonstige verwandte Tä-
tigkeiten zugunsten der
Vertragsparteien, die
Entwicklungsländer
sind, durchzuführen
und

iv) sonstige multilaterale,
regionale und bilaterale
Zusammenarbeit für
Vertragsparteien, die
Entwicklungsländer
sind, zu erleichtern und
zu überwachen;

c) die Sekretariatsdienste des
Multilateralen Fonds und
damit verbundene beglei-
tende Kosten zu finanzie-
ren.

(4) Der Multilaterale Fonds
untersteht den Vertragsparteien,
die seine allgemeine Politik be-
stimmen.

(5) Die Vertragsparteien grün-
den einen Exekutivausschuß zur
Planung und Überwachung der
Durchführung bestimmter Ar-
beitsgrundsätze, Leitlinien und
Verwaltungsregelungen, ein-
schließlich der Vergabe von Geld-
mitteln, zu dem Zweck, die Ziele
des Multilateralen Fonds zu errei-
chen. Der Exekutivausschuß
nimmt seine in seinem von den
Vertragsparteien vereinbarten
Mandat festgelegten Aufgaben
und Verantwortlichkeiten unter
Mitwirkung und mit Unterstüt-
zung der Internationalen Bank für
Wiederaufbau und Entwicklung
(Weltbank), des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen,
des Entwicklungsprogramms der
Vereinten Nationen oder anderer
geeigneter Gremien entsprechend
ihrem jeweiligen Fachgebiet wahr.
Die Mitglieder des Exekutivaus-
schusses, die auf der Grundlage
einer ausgewogenen Vertretung
der in Artikel 5 Absatz 1 bezeich-
neten Vertragsparteien und der
nicht in jenem Absatz bezeichne-
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ten Vertragsparteien ausgewählt
werden, werden von den Ver-
tragsparteien bestätigt.

(6) Der Multilaterale Fonds
wird aus Beiträgen der nicht in
Artikel 5 Absatz 1 bezeichneten
Vertragsparteien in konvertierba-
rer Währung oder unter bestimm-
ten Umständen in Sachleistungen
und/oder in der Landeswährung
auf der Grundlage des Beitrags-
schlüssels der Vereinten Nationen
finanziert. Andere Vertragspar-
teien werden zur Beitragsleistung
ermutigt. Bilaterale und in durch
Beschluß der Vertragsparteien
vereinbarten besonderen Fällen
regionale Zusammenarbeit kön-
nen bis zu einem Prozentsatz und
nach Kriterien, die durch Be-
schluß der Vertragsparteien fest-
zulegen sind, als Beitrag zum
Multilateralen Fonds angesehen
werden, vorausgesetzt, daß zu-
mindest folgende Bedingungen
erfüllt sind:

a) Die Zusammenarbeit dient
ausschließlich der Erfüllung
der Bestimmungen dieses
Protokolls;

b) sie stellt zusätzliche Mittel
zur Verfügung;

c) sie deckt die vereinbarten
Mehrkosten.

(7) Die Vertragsparteien be-
schließen den Programmhaushalt
des Multilateralen Fonds für jede
Rechnungsperiode und den Bei-
tragsanteil der einzelnen Ver-
tragsparteien zu diesem Haushalt.

(8) Die Mittel des Multilatera-
len Fonds werden in Zusammen-
arbeit mit der begünstigten Ver-
tragspartei vergeben.

(9) Beschlüsse der Vertragspar-
teien nach diesem Artikel werden,
wenn möglich, durch Konsens
gefaßt. Sind alle Bemühungen um
einen Konsens erschöpft, und
wird keine Einigung erzielt, so
werden die Beschlüsse mit einer
Zweidrittelmehrheit der anwesen-
den und abstimmenden Vertrags-
parteien gefaßt, die eine Mehrheit
der in Artikel 5 Absatz 1 bezeich-
neten anwesenden und abstim-
menden Vertragsparteien und
eine Mehrheit der nicht in jenem
Absatz bezeichneten anwesenden
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und abstimmenden Vertragspar-
teien vertritt.

(10) Der in diesem Artikel vor-
gesehene Finanzierungsmechanis-
mus läßt künftige Regelungen, die
möglicherweise im Hinblick auf
andere Umweltfragen entwickelt
werden, unberührt.

U. Artikel 10A: Weitergabe von
Technologie

Folgender Artikel wird als Arti-
kel 10A in das Protokoll einge-
fügt:

Artikel 10A: Weitergabe von
Technologie

Jede Vertragspartei unter-
nimmt im Einklang mit den im
Rahmen des Finanzierungsme-
chanismus geförderten Program-
men alle durchführbaren Schritte,
um sicherzustellen,

a) daß die besten verfügbaren
umweltverträglichen Er-
satzprodukte und damit zu-
sammenhängenden Tech-
nologien rasch an die in
Artikel 5 Absatz 1 bezeich-
neten Vertragsparteien wei-
tergegeben werden und

b) daß die unter Buchstabe a
vorgesehene Weitergabe
unter gerechten und mög-
lichst günstigen Bedingun-
gen stattfindet.

V. Artikel 11 : Tagungen der
Vertragsparteien

Absatz 4 Buchstabe g des Arti-
kels 11 des Protokolls wird durch
folgenden Wortlaut ersetzt:

g) sie bewerten nach Artikel 6
die Regelungsmaßnahmen
und die Lage im Hinblick
auf Übergangsstoffe ;

W. Artikel 17 : Vertragsparteien,
die nach dem Inkrafttreten

beitreten

In Artikel 17 werden nach
„Artikeln 2" folgende Worte
eingefügt:

, 2A bis 2E
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X. Artikel 19: Rücktritt

Artikel 19 des Protokolls wird
durch folgenden Absatz ersetzt:

Jede Vertragspartei kann jeder-
zeit nach Ablauf von vier Jahren
nach dem Zeitpunkt, zu dem sie
die in Artikel 2A Absatz 1 vorge-
sehenen Verpflichtungen über-
nommen hat, durch eine an den
Depositar gerichtete schriftliche
Notifikation von dem Protokoll
zurücktreten. Der Rücktritt wird
nach Ablauf eines Jahres nach
dem Eingang der Notifikation
beim Depositar oder zu einem
gegebenenfalls in der Rücktritts-
notifikation genannten späteren
Zeitpunkt wirksam.

Y. Anlagen

Folgende Anlagen werden dem
Protokoll angefügt:
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Anlage B

Geregelte Stoffe
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Anlage C

Übergangsstoffe (H-FCKW)

Artikel 2 : Inkrafttreten

1. Diese Änderung tritt am
1. Jänner 1992 in Kraft, sofern
mindestens zwanzig Ratifika-
tions-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunden zu der Änderung
von Staaten oder Organisationen
der regionalen Wirtschaftsinte-
gration hinterlegt sind, die Ver-
tragsparteien des Montrealer Pro-
tokolls über Stoffe, die zu einem
Abbau der Ozonschicht führen,
sind. Ist diese Bedingung bis zu
dem genannten Tag nicht erfüllt,
so tritt die Änderung am neunzig-
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sten Tag nach dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem sie erfüllt worden
ist.

2. Für die Zwecke des Absatzes
1 zählt eine von einer Organisa-
tion der regionalen Wirtschaftsin-
tegration hinterlegte Urkunde
nicht als zusätzliche Urkunde zu
den von den Mitgliedstaaten der
betreffenden Organisation hinter-
legten Urkunden.

3. Nach Inkrafttreten dieser
Änderung gemäß Absatz 1 tritt sie
für jede andere Vertragspartei des
Protokolls am neunzigsten Tag
nach dem Zeitpunkt der Hinterle-
gung ihrer Ratifikations-, An-
nahme- oder Genehmigungsur-
kunde in Kraft.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und
vom Bundeskanzler gegengezeichnete Annahmeur-
kunde wurde am 11. Dezember 1992 beim
Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt;
die Änderung tritt gemäß ihrem Art. 2 Abs. 3 für
Österreich mit 11. März 1993 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
und internationale Organisationen die Änderung
ratifiziert oder angenommen bzw. sind dieser
beigetreten :

Algerien, Antigua und Barbuda, Argentinien,
Australien, Brasilien, Chile, China, Dänemark,
Deutschland, Ecuador, Finnland, Frankreich,
Ghana, Guinea, Indien, Indonesien, Irland, Israel,
Italien, Japan, Kamerun, Kanada, Republik Korea,
Luxemburg, Malediven, Mauritius, Mexiko, Neu-
seeland, Niederlande (einschließlich Aruba), Nor-
wegen, Pakistan, Portugal, Rumänien, Rußland,
Schweden, Schweiz, Seychellen, Slowenien, Spa-
nien, Südafrika, Thailand, Vereinigte Staaten,
Vereinigtes Königreich (einschließlich Gibraltar),
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft.

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Annahmeur-
kunde haben folgende Staaten Erklärungen abgege-
ben:

Dänemark:

Im Anschluß an die in London am 29. Juni 1990
angenommene Änderung des Montrealer Proto-
kolls über Stoffe, die zu einem Abbau der
Ozonschicht führen, durch die Vertragsparteien des
Protokolls nimmt die Regierung des Königreiches
Dänemark die genannte Änderung gemäß Art. 2
Abs. 1 vorbehaltlich der Anwendung auf die Färöer
Inseln an.

Japan:

Hiermit wird erklärt, daß die Regierung Japans
die Änderung des Montrealer Protokolls über
Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen,
gemäß den Bestimmungen des Art. 9 des Wiener
Übereinkommens zum Schutz der Ozonschicht
annimmt.

Vranitzky
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